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In Hamburg sagt man
Tschüss
Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

am 30.06.2016 ist es soweit: nach 27 Jahren werde ich aus den
Diensten der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer ausscheiden.

Es war eine ereignisreiche und interessante Zeit: nach der
Aufhebung des früheren Standesrechts durch das
Bundesverfassungsgericht im Jahre 1987 gestaltete der Gesetzgeber
1994 die BRAO komplett um.

1997 traten die Berufsordnung und die Fachanwaltsordnung in
Kraft. Das Berufsrecht erhielt damit eine grundlegend neue
Struktur und reduzierte seine Regelungsdichte auf das
verfassungsrechtlich Gebotene.

1999 wurde die Befugnis zur Zulassung (und zu deren Widerruf)
von der Justizbehörde auf die Rechtsanwaltskammer übertragen.
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Im Jahr 2000 stimmte die Kollegenschaft
endlich auch in Hamburg (als einem der
letzten Bundesländer) der Errichtung eines
Versorgungswerkes zu.

Im Jahr 2007 entfielen die Beschränkung
der Zulassung auf ein Landgericht und die
besondere Zulassung beim
Oberlandesgericht.

Im Jahr 2009 wurde
für die Kammern das
Verwaltungsver-
fahrensrecht als
verbindlicher Rechts-
rahmen gesetzlich
kodifiziert.

Spätestens seit Dezem-
ber 2012 steht das
Thema der Rechts-
stellung der Syndicus-
anwälte auf der berufs-
politischen Agenda und
beschäftigt die Rechts-
anwaltskammern in
großem Umfang.

Und die europäische
Rechtsentwicklung mit
den nicht nach-

lassenden Deregulierungsbemühungen der
Europäischen Kommission hält uns
sowieso ständig auf Trab.

Alles in allem kann man sagen: das
Berufsrecht ist wesentlich liberaler
geworden und bietet deutlich bessere
Möglichkeiten zur freien Berufsausübung.

Als Geschäftsführer der Kammer konnte ich
an allen diesen Entwicklungen durch die
Möglichkeiten meines Amtes teilnehmen
und sie in bescheidenem Rahmen
mitgestalten. Durch den Kammerreport
und in einer Vielzahl von Gesprächen und
Beratungen war es auch mir persönlich
möglich, Sie stets und aktuell auf dem
Laufenden zu halten.

Dennoch konnten wir uns nicht nur
Freunde machen: auch liberale und
großzügiger gewordene Regeln bleiben
Regeln. Der Gesetzgeber hat der
Selbstverwaltung als Alternative zur
Staatsverwaltung auch die Aufgabe der
Berufsaufsicht übertragen. Deshalb sind Sie
alle Pflichtmitglieder der Kammer und
können aus dem Berufsrecht nicht
austreten.

Das bringt es zwangsläufig mit sich, dass
die Kammer nicht nur willkommene
Dienstleistungen erbringen kann. Wer an
die Einhaltung seiner Berufspflichten
erinnert wird, eine Rüge bekommt oder
sich gar vor dem Anwaltsgericht
verantworten muss, ist darüber meist nicht
erfreut.

Das Berufsrecht zu erklären und auch in
schwierigen Situationen um Verständnis zu
werben, gehörte zu meinen Aufgaben. Die
große Mehrheit von Ihnen ist mir als einem
Repräsentanten der Rechtsanwaltskammer
auch in diesem Bereich mit Vertrauen und
Achtung begegnet.  

Hierfür danke ich Ihnen allen.

Mein Dank gilt auch allen Vorstands- und
Präsidiumsmitgliedern, denen ich im Laufe
der Jahre begegnet bin. Das gemeinsame
Ziel, die Sache der Anwaltschaft voran zu
bringen, war - bei aller Unterschiedlichkeit
der Sichtweisen und Aufgaben im
Einzelnen - immer die Grundlage der
Zusammenarbeit. Ohne den Rückhalt der
ehrenamtlich tätigen Kolleginnen und
Kollegen hätte ich meine Aufgaben nicht
wie geschehen erfüllen können. 

Im Oktober 2015 ist Herr Kollege Dr.
Henning Löwe als Geschäftsführer
hinzugekommen. Herr Dr. Löwe kennt das
Anwaltsgeschäft. Ich bin mir sicher: er wird
vieles anders oder sogar besser machen. Das
schadet nicht: ein Generationswechsel ist
immer gut und dient der Sache. 

In diesem Sinne wünsche ich meinem
Nachfolger viel Erfolg und ebenso viel Freude
bei der Arbeit, wie ich sie gefunden habe.

Ihnen allen wünsche ich für Ihre weitere
Berufstätigkeit alles Gute und danke für die
vielen Jahre der angenehmen
Zusammenarbeit.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen
Ihr

Hartmut Scharmer 
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Bericht von 
der Kammer-
versammlung

Am 19. April fand die diesjährige 
ordentliche Kammerversammlung

statt.

Die Versammlung begann mit dem
Jahresbericht des Präsidenten. 

•

Herr Kury berichtete über den aktuellen
Bearbeitungsstand in Sachen Syndikusrechts-
anwälte: 
Bis zum 31.03.2016 sind ca. 670 Anträge bei
der Kammergeschäftsstelle eingegangen.
Diese werden nun so schnell wie möglich
mit Hilfe des gesondert hierfür eingestellten
Personals abgearbeitet.

•

Ganz aktuell berichtete Frau Rechts-
anwältin von Seltmann als die für das beA
zuständige Geschäftsführerin der BRAK
über den konkreten Sachstand: das beA
wird am 29.09.2016 in Betrieb gehen.
Auf Seite 4 dieses Kammerreports finden Sie
hierzu weitere Informationen.

•

Turnusmäßig fanden Vorstandswahlen
statt. Da die Kammerversammlung
beschlossen hat, die Zahl der
Vorstandsmitglieder von 24 auf 26 zu
erhöhen und zwei Vorstandskollegen ihr
Amt vorzeitig niedergelegt hatten, waren
insgesamt 16 Vorstandsmitglieder neu zu
wählen. Die gesetzlichen Vorgaben der
Bundesrechtsanwaltsordnung erforderten,
dass drei getrennte Wahlen stattfanden.

Mit einer Amtszeit von vier Jahren wurden
neu gewählt: 

1. Bernd-Ludwig Holle 114 Stimmen
2. Annette Voges 111 Stimmen
3. Dr. Sebastian Cording 99 Stimmen
4. Dr. Till Dunckel 94 Stimmen
5. Dr. Christian Lemke 94 Stimmen
6. Volker von Alvensleben 88 Stimmen
7. Miriam B. Jahn 87 Stimmen
8. Dr. Tanja Grotowsky 84 Stimmen
9. Prof. Dr. Eckart Brödermann 84 Stimmen

10. Rüdiger Ludwig 83 Stimmen
11. Dr. Martin Soppe 77 Stimmen
12. Dr. Zoran Domić  38 Stimmen

Mit einer Amtszeit von zwei Jahren wurden
als Nachfolger für die vorzeitig ausge-
schiedenen Kollegen Rechtsanwälte Axel C.
Filges und Dr. Henning Löwe gewählt:

13. Henrik M. Andresen 52 Stimmen
14. Dr. Manfred G. Bullinger 45 Stimmen

Im Zuge der Vorstandserweiterung wurden
gewählt:

15. Dr. Sonja Lange 68 Stimmen
16. Michael Herden 67 Stimmen

Per Los wurde entschieden, dass Frau 
Dr. Sonja Lange für 4 Jahre und Herr
Michael Herden für 2 Jahre gewählt sind. 

Dem Vorstand gehören jetzt damit folgende
Mitglieder an:

Volker von Alvensleben, Henrik M.
Andresen, Sandra Bernert, Dr. Ellen Braun,
Prof. Dr. Eckart Brödermann, Dr. Manfred G.
Bullinger, Dr. Sebastian Cording, Dr. Zoran
Domić, Dr. Till Dunckel, Dr. Tanja
Grotowsky, Michael Herden, Bernd-Ludwig-
Holle, Miriam B. Jahn, Jan H. Kern, Otmar
Kury, Dr. Sonja Lange, Dr. Christian Lemke,
Rüdiger Ludwig, Andrea Meyer, Dr. Martin
Soppe, Dr. jur. h.c. Gerhard Strate, Dr. Jörgen
Tielmann, Gerd Uecker, Dr. Irmela Vogel,
Annette Voges, Dr. Henning von Wedel.

Die nächsten Vorstandswahlen finden
turnusmäßig in zwei Jahren statt.

•

Die Kammerversammlung hat den
Jahresabschluss des Jahres 2015 gebilligt
und den Vorstand entlastet.

Der aktualisierte Haushaltsplan für das Jahr
2016 ist beschlossen worden.

Ebenfalls stimmte die Kammerver-
sammlung mit sehr großer Mehrheit dem
Antrag des Vorstandes auf Erhöhung des
Kammerbeitrages für das Jahr 2017 um
36,00 € auf 348,00 € zu. Der Schatzmeister,
Herr Rechtsanwalt Holle, begründete der
Versammlung ausführlich, dass diese
Beitragserhöhung zur Sicherung der
Liquidität der Kammer im ersten Quartal
2018 zwingend erforderlich ist.



Den gesetzlichen Vorgaben folgend, ist auf
der ersten Vorstandssitzung nach der Wahl
das Präsidium der Rechtsanwaltskammer
neu gewählt worden.

Als Präsident wurde Herr Rechtsanwalt
Otmar Kury wiedergewählt.

Zu Vizepräsidenten wählte das Vorstands-
plenum Frau Rechtsanwältin Annette
Voges, Herrn Rechtsanwalt Dr. Christian
Lemke und Herrn Rechtsanwalt Dr. Martin
Soppe, als Schriftführer Herrn Rechtsanwalt
Gerd Uecker und zum Schatzmeister erneut
Herrn Rechtsanwalt Bernd-Ludwig Holle.

Turnusmäßig findet in zwei Jahren die
nächste Wahl des Kammerpräsidiums statt.

Rechtsanwälte als
Anhörer im
Asylverfahren
Die Bundesrechtsanwaltskammer infor-

miert darüber, dass dem Bearbeitungs-
stau bei der Bescheidung von Asylanträgen
im Bundesamt für Asyl und Migration auch
mit anwaltlicher Hilfe begegnet werden soll:

Es gibt eine Rahmenvereinbarung zwischen
der BRAK und der Bundesrepublik
Deutschland über die befristete
Beschäftigung von Rechtsanwälten als
Anhörer in Asylverfahren. Vorgesehen ist
eine Vollzeittätigkeit, die analog der
Besoldungsgruppe A15 für Beamte vergütet
werden soll.

Da es sich um hoheitliche Tätigkeit handelt,
wird eine Gestattung der jeweiligen
Rechtsanwaltskammer gemäß § 47 BRAO
erforderlich sein. Es ist damit zu rechnen,
dass diese Gestattung aufgrund der
besonderen Umstände erteilt werden wird.
Die BRAK und das BAMF erarbeiten derzeit
die notwendigen Vertragsmuster. Wer
Interesse an dieser Tätigkeit hat, kann sich
direkt im Internet informieren, wenn Sie
dem Kurzlink www.rak-hamburg.de/2016-
007 folgen. 

Und das beA
startet doch!

Bekanntlich musste der 01.01.2016 
als ursprünglicher Starttermin für das

besondere elektronische Anwaltspostfach
(beA) aus technischen Gründen verscho-
ben werden. Nun hat die BRAK mitgeteilt,
dass das beA ab dem 29.09.2016 für alle
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
bereit stehen wird.

Voraussetzung für die Nutzung des Post-
faches ist aber, dass die beA-Karte recht-
zeitig bestellt und die sogenannte Erstre-
gistrierung am Postfach vorgenommen
wird. 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die
bislang die beA-Karte noch nicht bestellt
haben, sollten dies daher jetzt tun. Alle bis
drei Monate vor dem beA-Start bestellten
beA-Karten werden spätestens bis zum
29.09.2016 ausgeliefert. 

Zur Bestellung der beA-Karte benötigen Sie
Ihre persönliche Antragsnummer. Diese
haben Sie im Spätsommer letzten Jahres in
einem Schreiben von der Bun-
desrechtsanwaltskammer zusammen mit
der Informationsbroschüre zur beA-Karte
erhalten. Wenn Sie das Schreiben nicht
erhalten oder verloren haben, wenden Sie
sich bitte per E-Mail (bea@bnotk.de) an die
Bundesnotarkammer, damit Sie ein neues
Schreiben erhalten.

Im Kammerreport vom 30. November 2015
hatten wir auf Seite 9 eine Schritt-für-
Schritt-Anleitung für die Bestellung der
beA-Karte veröffentlicht. Wie alle Ausgaben
können Sie auch diesen Kammerreport
online auf unserer Homepage einsehen
(Kurzlink: www.rak-hamburg.de/2016-008).

Weitere Informationen zum beA und zur
Bestellung der beA-Karte finden Sie unter
http://bea.brak.de/ sowie unter
https://bea.bnotk.de/ . 
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Einführungs-
seminare beA

Das von den Kammern getragene Deutsche
Anwaltsinstitut (DAI) bietet ab Juli

2016 zur Vorbereitung auf den Starttermin
am 29.09.2016 eine kompakte beA-
Schulung mit dem Titel "beA - So geht´s!" an.
Es wird sich um jeweils 3-stündige
Veranstaltungen mit einer für dieses
Seminar speziell entwickelten Schulungs-
umgebung handeln.
Bei den Seminaren wird eine einheitliche
Arbeitsunterlage herausgegeben. Voraus-
sichtlich werden die Veranstaltungen jeweils
vormittags von 9:00 bis 12:30 Uhr stattfinden.
Bei entsprechendem Nachfragevolumen
können weitere Termine auch nachmittags
stattfinden.

Bitte lesen Sie die Mitteilung des Deutschen
Anwaltsinstituts über diese Veranstaltungs-
angebote, indem Sie dem Kurzlink
www.rak-hamburg.de/2016-009 folgen. Der
Kammervorstand wird rechtzeitig die Daten
der in Hamburg stattfindenden beA-
Seminare bekannt geben.

Hilfe nach 
sexuellem 
Missbrauch 
In Berlin wurde ein "Fonds sexueller Miss-

brauch" eingerichtet, dessen Zweck die
Gewährung von Hilfen für Betroffene sexu-
ellen Missbrauchs ist.

Betroffene können hier auf Antrag ergän-
zende Hilfen bekommen, die die Folgen er-
littenen sexuellen Missbrauchs abzumildern
helfen sollen. Für Opfer sexuellen Miss-
brauchs im institutionellen Bereich gibt es
eine Antragsfrist bis zum 31.08.2016.

Informieren Sie sich bitte über das Leistungs-
angebot dieses Fonds entweder direkt im In-
ternet unter www.fonds-missbrauch.de oder
über den Kurzlink www.rak-
hamburg.de/2016-010.

Referendare und
Examensnoten

Jedes Jahr erhebt das Bundesamt für Justiz
eine Statistik mit einer Übersicht über 

die Ergebnisse der Staatsexamina und der
Zahl der Absolventen.

Mit Schreiben vom 27. April 2016 hat die
Bundesrechtsanwaltskammer der Hanseati-
schen Rechtsanwaltskammer diese Statisti-
ken erneut übersandt. Sie finden eine Über-
sicht über: 

• die Ergebnisse der ersten juristischen
Staatsprüfung in den einzelnen Bundes-
ländern im Jahre 2014, 

• die Ergebnisse der zweiten juristischen
Staatsprüfung im Jahr 2014,

•  die Ergebnisse der Freiversuche bei der er-
sten juristischen Staatsprüfung 2014,

•  die Zahl der Examensabsolventinnen und
-absolventen im ersten und zweiten Staa-
tesexamen,

• die Zahl der Referendare im Vorberei-
tungsdienst in den einzelnen Bundeslän-
dern im Jahre 2015.

Wenn Sie diese Zahlen und Statistiken ein-
sehen wollen, folgen Sie bitte dem Kurzlink
www.rak-hamburg.de/2016-011.

Azubis anmelden! 
Die berufliche Schule St. Pauli hat jedes

Jahr aufs Neue die Planungen für das
jeweilige Schuljahr vorzunehmen. Alle
Ausbilder werden daher gebeten, die Zahl
der neuen Auszubildenden und deren
Anmeldung zeitnah an die Schule
weiterzugeben. So wird der Schule eine
genauere Planung für das kommende
Schuljahr ermöglicht. 

Vielen Dank!
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Der Vorstand wird sodann dem Hanseati-
schen Oberlandesgericht mitteilen, mit wel-
chem Themenkatalog, in welchem zeitli-
chen Umfang und von welchen Referenten
eine neue Arbeitsgemeinschaft "Zwangsvoll-
streckung aus anwaltlicher Sicht" eingerich-
tet werden kann.

Referendare:
Neuregelung des
Stationsentgelts
Wer von Ihnen Referendare ausbildet,

ist sicher schon darüber informiert
worden, dass die Personalstelle für Referen-
dare und die Justizbehörde eine Neurege-
lung des Themenkomplexes "Stationsent-
gelt für Referendare" erarbeitet. 

Die Behörde sieht Regelungsbedarf auf-
grund der Entscheidungen des Bundessozi-
algerichts vom 31.03.2015 und des Sozialge-
richts Berlin vom 07.07.2015.
Beide Entscheidungen können zur Folge ha-
ben, dass die Stadt als Arbeitgeber des von
den Gerichten als einheitliches Ausbil-
dungsverhältnis angesehenen Referenda-
riats auch für die auf das von Kanzleien ge-
zahlte zusätzliche Stationsentgelt entfallen-
den Sozialversicherungsbeiträge in An-
spruch genommen wird.

Dieses Risiko möchte die Stadt - nachvoll-
ziehbarer Weise - vermeiden.

Es wird deshalb derzeit daran gearbeitet, die
Zahlung von Stationsentgelt völlig neuen
Regelungen zu unterwerfen. Zu diesem
Zweck wird eine Änderung des Juristenaus-
bildungsgesetzes erarbeitet. Danach soll die
Zahlung eines zusätzlichen Entgelts an Sta-
tionsreferendare nach wie vor zulässig blei-
ben. Es muss aber ein gesonderter Vertrag
für eine von der reinen Stationsausbildung
abgrenzbare Tätigkeit abgeschlossen wer-
den.

Über die Einzelheiten der Neuregelung wird
die Kammer Sie unverzüglich unterrichten.
Ein von der Personalstelle für Referendare
erarbeitetes Merkblatt, in dem auch die
Übergangsregelungen dargestellt sind, fin-
den Sie, wenn Sie dem Kurzlink www.rak-
hamburg.de/2016-012 folgen. 
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Ausbildung in
Zwangs-
vollstreckung

Eine der gesetzlichen Pflichtaufgaben der
Rechtsanwaltskammer ist die Mitwir-

kung bei der Referendarausbildung, insbe-
sondere natürlich im Hinblick auf die Be-
fähigung zur Ausübung des Anwaltsberufs.
Die Rechtsanwaltskammer wirkt nach dem
Gesetz insbesondere bei der Bestellung von
AG-Leitern mit (§ 73 Abs. 2 Nr. 9 BRAO). 

Aus den Reihen der Referendare ist nun an
die Kammer der Wunsch herangetragen
worden, auch im Bereich der Zwangsvoll-
streckung ein Ausbildungsangebot mit An-
waltsbezug bereitzustellen.

Der Vorstand hat diesen Wunsch erörtert
und steht ihm positiv gegenüber.

Wir bitten deshalb alle diejenigen Kollegin-
nen und Kollegen, die über herausgehobene
Kenntnisse im Bereich der Zwangsvoll-
streckung verfügen und die Interesse an der
Ausrichtung einer Wahl-AG für Referendare
haben, um Mitteilung an die Rechtsanwalts-
kammer. 

Die Referendararbeitsgemeinschaft hat re-
gelmäßig einen zeitlichen Umfang von
zwölf  Doppelstunden und kann nach Ab-
sprache entweder im Blockmodell oder
durch wöchentliche Unterrichtseinheiten
abgehalten werden.

Der Kammervorstand zahlt aus der von al-
len Kolleginnen und Kollegen geleisteten
Ausbildungsumlage hierfür ein Honorar in
Höhe von 150,00 € netto pro Unterrichts-
stunde.

Wer Interesse hat, mag bitte seine besonde-
ren Fähigkeiten und Neigungen im Bereich
der Zwangsvollstreckung aus anwaltlicher
Sicht darlegen. Es wäre auch gut, wenn Sie
Vorstellungen über die Themenschwer-
punkte einer Arbeitsgemeinschaft mitteilen
würden. 

Ihre Zuschriften erwartet der Kammervor-
stand bis zum 

30. Juni 2016.



Haben Sie gute
Mitarbeiter/-innen?

Es ist eine Binsenweisheit, dass gute 
Mitarbeiter/-innen für eine Anwalts-

kanzlei unverzichtbar sind. Ebenso ist es ei-
ne Binsenweisheit, dass die Wertschätzung
sowohl gegenüber den Mitarbeiter/-innen
als auch deren Leistungen oftmals zu wün-
schen übrig läßt.

Es ist deshalb im allseitigen Interesse, nähe-
res über die Wünsche und Bedürfnisse des
Kanzleipersonals in Erfahrung zu bringen.
Das Soldan Institut hat sich deshalb die
außerordentlich sinnvolle Aufgabe gesetzt,
hierzu empirisches Material zusammenzu-
tragen und die Kollegenschaft zu befragen.
Nachstehend geben wir den Aufruf zur Be-
teiligung an der Befragung wieder:

»Der Erfolg und die Zukunftsfähigkeit von
Kanzleien hängt nicht zuletzt auch von en-
gagierten und gut qualifizierten Mitarbeitern
ab. Für die Anwaltschaft ist es unverzichtbar,
mehr über Arbeitgeber und Arbeitnehmer in
Anwaltskanzleien zu wissen - über ihre Zu-
friedenheit, Probleme im Kanzleialltag,
Wünsche und Erwartungen, aber auch die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der
Rekrutierung und Beschäftigung des Perso-
nals. Das Soldan Institut führt deshalb aktu-
ell eine Studie zu nicht-anwaltlichen Mitar-
beitern in Anwaltskanzleien durch. Sowohl
Mitarbeiter in Kanzleien als auch deren Ar-
beitgeber bzw. Vorgesetzte werden mit dem
Ziel befragt, umfassende Erkenntnisse zu
Mitarbeitern in Anwaltskanzleien zu gewin-
nen. Die entsprechenden Befragungen von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern hat einen
Roundtable unter Beteiligung von BRAK,
DAV, des RENO-Bundesverbandes und ver.di
konzipiert. Alle Rechtsanwältinnen und
Rechtanwälte werden gebeten, ihre nicht-an-
waltlichen Kanzleimitglieder über die Befra-
gung auf der Online-Plattform “www.mitar-
beiter-in-anwaltskanzleien.de” zu infor-
mieren und zu einer Teilnahme zu ermuntern.
Wie bei allen Studien des Soldan Instituts
werden die gewonnenen Erkenntnisse der An-
waltschaft nach Abschluss der Datenerhe-
bung umfassend zur Verfügung gestellt.«

Wenn Sie sich über diesen kurzen Text hinaus
für das Projekt interessieren, folgen Sie bitte
dem Kurzlink www.rak-hamburg.de/2016-
013. Sie finden hier eine ausführliche Dar-
stellung des Vorhabens.

Vorsicht, 
Geldwäsche!

Die Anwaltschaft muss zukünftig mit
deutlich stärkeren Kontrollen im Hin-

blick auf die Gefahr der Beteiligung an Geld-
wäschehandlungen rechnen. Dies hat fol-
genden Hintergrund:

Am 25. Juni 2015 ist die vierte Europäische
Geldwäscherichtlinie in Kraft getreten. Sie
muss von den EU-Mitgliedstaaten innerhalb
von zwei Jahren in nationales Recht umge-
setzt werden. Über den wesentlichen Inhalt
der Richtlinie und damit auch der zu erwar-
tenden nationalen Regelungen können Sie
sich in außerordentlich übersichtlicher Form
auf der Internetseite der Bafin
(www.bafin.de) informieren.

Für die Rechtsanwaltschaft ist Folgendes von
besonderer Bedeutung:
Die Nationalstaaten müssen den in der neu-
en Richtlinie enthaltenen "risikoorientier-
ten Ansatz" in nationales Recht umsetzen.
Dies bedeutet, dass überall dort, wo beson-
dere Risiken der Geldwäsche gesehen wer-
den, besonders intensive Kontrollen vorzu-
sehen sind. Um diese besonderen Risikobe-
reiche zu ermitteln, sind Studien in Auftrag
gegeben worden.

Für Deutschland ist dies die sogenannte
"Dunkelfeldstudie" der Universität Halle.
Diese hat, anders als bisher, die Angehörigen
der rechtsberatenden und wirtschaftsbera-
tenden Berufe als besonders risikogefährdet
identifiziert, so dass für die Anwaltschaft
mit erheblichen Verschärfungen der Geld-
wäscheaufsicht zu rechnen ist. Eines der be-
sonderen Risikopotentiale sollen anwaltli-
che Anderkonten darstellen. Das Bundesmi-
nisterium der Finanzen befindet sich des-
halb bereits in Gesprächen auch mit der
Bundesrechtsanwaltskammer über die
Schaffung neuer Regeln für Rechtsanwalts-
anderkonten.

Es sollen in Umsetzung der Geldwäschericht-
linie darüber hinaus anlassunabhängige Kon-
trollen in Kanzleien vorgesehen werden. Um-
stritten ist noch, ob diese Kontrollen von der
Staatsanwaltschaft oder den Berufskammern
durchgeführt werden sollen. Hierzu wird es
in den nächsten Monaten intensive Beratun-
gen geben. 
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Speziell für Hamburg ist Folgendes von Be-
deutung: Im Rahmen eines turnusmäßig alle
zwei Jahre stattfindenden Treffens von Vertre-
tern der Wirtschaftsbehörde, des Landeskri-
minalamtes sowie Wirtschaftsvertretern (dar-
unter auch ein Vertreter der Rechtsanwalts-
kammer) wurde im April diesen Jahres be-
richtet, dass im Bereich der Rechtsanwälte,
Notare und Steuerberater aufgrund der vorlie-
genden Erfahrungen ein überdurchschnittli-
ches Risikopotenzial gesehen wird. Es wurde
im Rahmen einer Befragung von Berufsträ-
gern darüber hinaus festgestellt, dass auch in
der Anwaltschaft ein aus der Sicht der Behör-
den unzureichender Kenntnisstand über die
Pflichten im Rahmen der Geldwäschepräven-
tion vorhanden ist. So hat sich aus den Fest-
stellungen der Wirtschaftsbehörde z. B. erge-
ben, dass Rechtsanwälten häufig nicht be-
kannt ist, dass sie bei Geldtransaktionen nicht
nur den Namen des Mandanten, sondern
auch den des wirtschaftlich Berechtigten zu
identifizieren haben. Unkenntnis besteht
häufig auch darüber, dass die anwaltliche
Schweigepflicht nicht einer Verdachtsan-
zeige an die zuständige Behörde entgegen-
steht. 

•

Die Bundesrechtsanwaltskammer hat auf ih-
rer Internetseite (www.brak.de) im Ab-
schnitt Berufsrecht sowohl eine Anordnung
über die Präventionsmaßnahmen gegen
Geldwäsche, als auch Verhaltensempfeh-
lungen an Anwaltskolleginnen und -kolle-
gen veröffentlicht. Sie können diese lesen,
wenn Sie dem Kurzlink www.rak-ham-
burg.de/2016-014 folgen.

Sollten Sie in konkreten Einzelfällen An-
haltspunkte für das Vorliegen von Geldwä-
sche haben, so bietet die BRAK einen Bera-
tungsservice für Rechtsanwälte durch den
insoweit zuständigen Geschäftsführer Herrn
Rechtsanwalt Frank Johnigk an. Herr Joh-
nigk gibt bereitwillig zu allen Einzelfragen
Auskunft (030-2849390).

Telefonverzeichnis
Der Kammergeschäftsstelle liegt ein 

aktuelles Telefonverzeichnis der Staats-
anwaltschaft Hamburg nach dem Stand
vom 2. Februar 2016 vor. Wenn Sie ein Ex-
emplar benötigen, fordern Sie bitte per 
E-Mail in der Kammergeschäftsstelle 
(info@rak-hamburg.de) ein Exemplar als
PDF-Datei an.

§ 18 UStG: 
Zusammen-
fassende Meldung

Der Ausschuss Steuerrecht der BRAK hat
"Handlungshinweise zur umsatzsteuer-

lichen Behandlung anwaltlicher Dienstlei-
stung mit Auslandsbezug" mit Stand vom
November 2015 veröffentlicht. 
Das Merkblatt behandelt die wichtigsten
Fallgruppen:

Fallgruppe 1: Der Mandant ist eine Privat-
person mit Wohnsitz im Drittlandgebiet.
Fallgruppe 2: Der Mandant ist Unter-
nehmer mit Sitz im Drittlandgebiet.
Fallgruppe 3: Der Mandant ist eine Privat-
person mit Wohnsitz im übrigen Gemein-
schaftsgebiet.
Fallgruppe 4: Der Mandant ist umsatz-
steuerlicher Unternehmer mit Sitz im übri-
gen Gemeinschaftsgebiet und verwendet
gegenüber dem Rechtsanwalt eine Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.).

Der Ausschuss Steuerrecht der Bundesrechts-
anwaltskammer gibt in allen vier außeror-
dentlich relevanten Fällen detaillierte Hin-
weise zu der Gestaltung von Anwaltsrech-
nungen im Hinblick auf die Frage, ob Um-
satzsteuer auszuweisen ist oder nicht. Das
gesamte Merkblatt können Sie lesen, wenn
Sie dem Kurzlink www.rak-hamburg.de/2016-
015 folgen. 

Fortbildung für
Fachanwälte 
online!
Das Deutsche Anwaltsinstitut (DAI) hat

ein neues Online-Fortbildungsange-
bot geschaffen, welches die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 4 FAO erfüllt. Durch Teil-
nahme an diesem Online-Angebot können
Fachanwälte bis zu fünf Stunden ihrer
jährlichen Fortbildungspflicht im Selbst-
studium erbringen.Wenn Sie Näheres hierzu
wissen wollen, besuchen Sie bitte die Internet-
seite des Deutschen Anwaltsinstituts
(www.anwaltsinstitut.de). 

S E R V I C E
K A M M E R R E P O R T  •  S E I T E  8 •  A U S G A B E  3 / 1 6

http://www.rak-hamburg.de/2016-014


Umgehungsverbot 

Das Hamburgische Anwaltsgericht hat in
einer interessanten Entscheidung vom

29.03.2016 zur Reichweite des § 12 BORA
(Verbot der Umgehung des Gegenanwalts)
Stellung genommen. 

Der Fall: Der Rechtsanwalt hat die gegneri-
sche Partei direkt angeschrieben, nachdem
er den gegnerischen Anwalt mehrmals nicht
erreicht hatte. Der gerügte Rechtsanwalt hat
sich darauf bezogen, es habe der Ausnahme-
tatbestand des § 12 Abs. 2 BORA (Gefahr im
Verzuge) vorgelegen.

Wegen der Besonderheiten des Falles hat das
Anwaltsgericht diese Verteidigung des
Rechtsanwalts nicht gelten lassen. Denn der
gerügte Rechtsanwalt ist mit seinem sachli-
chen Petitum weit über das in der konkreten
Situation auch angesichts der Nichterreich-
barkeit des gegnerischen Bevollmächtigten
Erforderliche hinausgegangen.

In dem konkreten Fall ging es darum, dass
der Rechtsanwalt innerhalb einer ver-
gleichsweise vereinbarten Zahlungsfrist
vom Gegner die Herausgabe der Vergleichs-
urkunde verlangt hat (das war nach der Ent-
scheidung nicht erforderlich, weil hier keine
Eile bestand), anstatt sich darauf zu be-
schränken, die Bestätigung der Zahlung als
solche zu verlangen (das wäre gerechtfertigt
gewesen). Wenn Sie sich die Entscheidung
insgesamt ansehen wollen, folgen Sie bitte
dem Kurzlink www.rak-hamburg.de/2016-
016.

Vorsicht: 
Haftung ange-
stellter Anwälte! 
Die häufig als Auszeichnung oder 

"Karriereschritt" empfundene Aufnah-
me eines angestellten Rechtsanwalts auf
den Briefbogen einer Sozietät kann sich für
diesen sehr leicht als Haftungsfalle heraus-
stellen. Eine statistische Untersuchung des
Soldan Instituts hat ergeben, dass 91 % der
angestellten "Junganwälte" in der Außen-
darstellung der Sozietät als Berufsträger ge-
führt werden.

Vielen scheint das damit verbundene Haf-
tungsrisiko für die Verbindlichkeiten der So-
zietät nicht bewusst zu sein. Auf die damit
verbundenen Probleme weist das Soldan In-
stitut in einer Pressemitteilung (Kurzlink
www.rak-hamburg.de/2016-017) und in ei-
nem Aufsatz in der neuen Zeitschrift für Ge-
sellschaftsrecht (NZG 2016, S. 90 ff.) hin.

Wer sich als angestellter Rechtsanwalt nicht
unkalkulierbaren Haftungsrisiken als soge-
nannter "Scheinsozius" aussetzen will, sollte
deshalb prüfen, ob er auf die Aufnahme auf
den Briefbogen verzichten will. 

Realteilung bei
Ausscheiden aus
der Sozietät
Die mit dem Ausscheiden eines Sozius

aus der Sozietät oder gar der Auflösung
der Gesellschaft verbundenen steuerlichen
Folgen dürften im Kollegenkreis bekannt
sein.

Zu diesem Problemkreis gibt es eine ganz ak-
tuelle, am 17.02.2016 veröffentlichte Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofes vom
17.09.2015, mit der das Gericht die gewinn-
neutrale Realteilung erleichtert. In dem vom
BFH entschiedenen Streitfall schied eine
Partnerin aus einer Freiberufler-Sozietät aus
und erhielt dafür die in einer anderen Stadt
gelegene Niederlassung, die sie bereits zuvor
geleitet hatte, während die Hauptniederlas-
sung von den übrigen Partnern unter der
bisherigen Bezeichnung weitergeführt wur-
de. In diesem Fall sah der BFH eine Teilbe-
triebsübertragung, die entgegen der bisheri-
gen Rechtsprechung im Rahmen einer Real-
teilung grundsätzlich gewinnneutral erfol-
gen kann.

Die Mitteilung der BRAK über diese Ent-
scheidung sowie die Entscheidung des Bun-
desfinanzhofes selbst finden Sie, wenn Sie
dem Kurzlink www.rak-hamburg.de/2016-
018 folgen.
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Neue Hinweis-
pflichten für
Rechtsanwälte

Am 01.04.2016 ist das Gesetz über 
die außergerichtliche Beilegung von

Verbraucherstreitigkeiten in Kraft getreten.
Dieses bringt neue Hinweispflichten für
Rechtsanwälte:

•  Seit dem 09.01.2016 müssen Rechtsan-
wälte auf ihrer Homepage einen Link zur
europäischen Onlinestreitbeilegungs-
Plattform (OS-Plattform) vorsehen und
ihre E-Mail-Adresse angeben, wenn sie
Online-Dienstverträge mit Verbrauchern
schließen. 

•  Ab dem 01.02.2017 müssen Rechtsanwäl-
te auf ihrer Homepage oder in ihren AGB
über die Möglichkeit der Teilnahme an ei-
nem Streitbeilegungsverfahren vor der
zuständigen Verbraucherstreitbeilegungs-
stelle (hier: Schlichtungsstelle der Rechts-
anwaltschaft in Berlin) hinweisen.

Auch hierzu hat die Bundesrechtsanwalts-
kammer ein sehr informatives Merkblatt her-
ausgegeben, dessen Lektüre wir Ihnen drin-
gend empfehlen. Folgen Sie dazu bitte dem
Kurzlink www.rak-hamburg.de/2016-019.

Nochmals: 
Hinweispflicht
Nicht neu, aber immer wieder von großer

Relevanz sind für Kolleginnen und 
Kollegen die Hinweispflichten für Rechtsan-
wälte aus der "DL-InfoV".

Der häufigste Anwendungsfall sind Fragen
nach der Berufshaftpflicht: die Kammer ist
immer wieder mit Anrufen von Kolleginnen
und Kollegen befasst, ob man denn ver-
pflichtet sei, dem Mandanten die eigene
Haftpflichtversicherung mitzuteilen.

Die Antwort ist ein ganz klares: Ja, und zwar
unaufgefordert aufgrund einer Bestimmung
der im Zuge der Umsetzung der sogenann-
ten Dienstleistungsrichtlinie seit 2009 gülti-
gen Informationspflichtenverordnung.

Sie finden sowohl den Verordnungstext
selbst als auch ein von der BRAK hierzu er-
stelltes Merkblatt, wenn Sie dem Kurzlink
www.rak-hamburg.de/2016-020 folgen. 
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BRAO neu

Anfang Mai hat das Bundesminis-
terium der Justiz und für Verbraucher-

schutz einen Referentenentwurf vorgelegt,
der die Bundesrechtsanwaltsordnung an
vielen Stellen ändern soll. Das Gesetz soll
noch in diesem Jahr in Kraft treten und vor
der Sommerpause vom Kabinett verabschie-
det werden. Nachstehend stellen wir Ihnen
die wichtigsten für die Tagespraxis bedeut-
samen Änderungsvorschläge des BMJV vor:

•  In § 27 BRAO soll zukünftig ausdrücklich
klargestellt werden, dass Rechtsanwälte
mehrere Kanzleien (und nicht nur Zweig-
stellen) unterhalten können.

•  Der Rechtsanwalt wird dann mit jeder der
Kammer angezeigten Kanzlei in das An-
waltsregister eingetragen. Damit geht
einher, dass für jede dieser Kanzleien ei-
ne gesonderte beA-Karte ausgestellt wer-
den kann. Wegen des damit verbunde-
nen Mehraufwandes wird die Ausstel-
lung weiterer Karten aber gebühren-
pflichtig werden.

• In § 31a Abs. 5 BRAO soll eine passive
Nutzungspflicht des besonderen elektro-
nischen Anwaltspostfaches (beA) nun
auch ausdrücklich gesetzlich verankert
werden.

• Die Vorschriften zur Handakte in § 50
BRAO werden verändert: Die Aufbewah-
rungsfrist beträgt künftig sechs Jahre. Es
wird klargestellt, dass der Rechtsanwalt
seinem Mandanten nicht die "Handak-
te", sondern nur die für oder von ihm er-
haltenen "Schriftstücke" herauszugeben
hat. 

•  Das BMJV verleiht der Satzungsversamm-
lung die Befugnis, eine Satzungsnorm für
die Zustellung von Anwalt zu Anwalt zu
schaffen und Einzelheiten zu einer allge-
meinen, also jeden Rechtsanwalt tref-
fenden, sanktionsbewehrten Fortbil-
dungspflicht zu regeln. Das Gesetz sieht
für die Kammern die Befugnis vor, bei
Verstoß gegen eine satzungsgemäß aus-
gestaltete Fortbildungspflicht eine Rüge
und eine Geldbuße von bis zu 2.000,00 €
zu verhängen.

• Schließlich sieht der Gesetzentwurf jetzt
endlich die Briefwahl für die Kammer-
vorstandswahlen vor.

Der Vorstand wird die vorgeschlagenen Re-
gelungen ausführlich beraten. Sobald wir
Näheres wissen, werden Sie alles Wichtige
im Kammerreport lesen können.



maßgebenden Wert berechnen oder eine
Wertfestsetzung für diese fehle. Von einem
Fehlen könne nur ausgegangen werden,
wenn Verfahrensnormen weder eine
Erhebung von Gerichtsgebühren noch eine
Regelung vorsehen. In diesen Fällen könne
eine Bindung nach § 32 Abs. 1 RVG nicht
eintreten. Eine Festsetzung nach § 33 Abs. 1
RVG sei dann möglich, da die Gegenstände
und damit auch die Gegenstandswerte der
gerichtlichen und der anwaltlichen
Tätigkeit sich nicht deckten. 

Um zu diesem Ergebnis zu kommen, reiche
es aus, auf den Wortlaut des § 33 Abs. 1
RVG und somit auf die Tätigkeit des
Rechtsanwalts „in einem gerichtlichen
Verfahren“, in dem neben anhängigen auch
über „nicht rechtshängige Ansprüche“
verhandelt wurde, abzustellen.  Diese
Sichtweise vermeide Wertungswidersprüche
und entspräche der Prozessökonomie. 

Honorar-
vereinbarung:
Absetzen!
» Eine Vergütungsvereinbarung ist von ande-

ren Vereinbarungen mit Ausnahme der Auf-
tragserteilung abgesetzt, wenn der Vertrag die
Vergütungsvereinbarung in einem gesonder-
ten und entsprechend gekennzeichneten Ab-
schnitt oder Paragraphen regelt. Deutlich ist
dieses Absetzen, wenn die Vergütungsverein-
barung optisch eindeutig von den anderen im
Vertragstext enthaltenen Bestimmungen – mit
Ausnahme der Auftragserteilung – abgegrenzt
ist. «
(Auszug aus den Leitsätzen des Gerichts) 

(BGH, Urteil vom 03.12.2015 - 
IX ZR 40/15)

Nach § 3a Abs. 1 S. 2 RVG muss eine
Vergütungsvereinbarung deutlich von
anderen Vereinbarungen, die Auftragser-
teilung ausgenommen, abgesetzt sein. Der
BGH hat mit Urteil vom 03.12.2015
erstmals dazu ausgeführt, was unter einem
deutlichen Absetzen zu verstehen ist. 

Abgesetzt sei danach die Vereinbarung,
wenn der Vertrag die Vergütungsver-
einbarung in einem gesonderten und
entsprechend gekennzeichneten Abschnitt
oder Paragraphen regele. Dies genüge für
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Versuch eines
Mehrwert-
vergleiches
» In einem arbeitsgerichtlichen Urteilsver-

fahren kommt neben der Festsetzung des für
die Gerichtsgebühren maßgebenden Wert
gem. § 63 Abs. 2 GKG auch die hiervon
nicht erfasste Festsetzung des Wertes des
Gegenstands der anwaltlichen Tätigkeit
gemäß § 33 RVG für die Verhandlung von
nicht rechtshängigen Gegenständen, über
die kein Vergleich zustande gekommen ist,
in Betracht. «

(Leitsatz des Gerichts) 

(LAG Baden-Württemberg, Beschluss
vom 13.01.2016 – 5 Ta 93/15) 

In einem arbeitsgerichtlichen Urteils-
verfahren wurde neben den Klagansprüchen
über weitere – in diesem Verfahren nicht
rechtshängige – Gegenstände verhandelt und
ein widerruflicher Vergleich geschlossen.
Dieser ist fristgerecht widerrufen worden.
Der Rechtsstreit endete durch Urteil. Das
Gericht hat den für die Gerichtsgebühren
maßgebenden Wert auf die in diesem
Verfahren rechtshängigen Ansprüche
beschränkt. Eine weitere Festsetzung des
Wertes über die nicht rechtshängigen
Gegenstände wurde mit der Begründung
abgelehnt, dass eine Wertfestsetzung nach 
§ 33 Abs. 1 RVG eine Anhängigkeit des
betreffenden Gegenstandes voraussetze.
Der hiergegen eingelegten Beschwerde
wurde von dem Arbeitsgericht nicht
abgeholfen. Vor dem LAG Baden-
Württemberg hatte die Beschwerde in
Abkehr von seiner bisherigen
Rechtsprechung Erfolg. 

Das LAG Baden-Württemberg begründet
seine Entscheidung damit, dass nach § 32
Abs. 1 RVG grundsätzlich der für die
Gerichtsgebühren festgesetzte Wert auch
für die Rechtsanwaltsgebühren maßgebend
sei. Diese Bindung bliebe auch bei einer
zum Wegfall der Gerichtsgebühren
führenden Beendigung des Rechtsstreits
(z.B. Vergleich) bestehen. Daneben sei ein
Wertfestsetzungsverfahren nach § 33 RVG
nicht möglich. Ein auf diese Vorschrift
gestützter Antrag sei nur möglich, wenn
sich die Gebühren für die anwaltliche
Tätigkeit in einem gerichtlichen Verfahren
nicht nach dem für die Gerichtsgebühren
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die Schutz- und Warnfunktion. Hierbei
käme es nicht auf die Unterscheidung des
als Verbraucher oder Unternehmer
handelnden Mandanten an. Für die
Deutlichkeit des Absetzens sehe das Gesetz
keine bestimmte Gestaltung vor. Erreichen
ließe sie sich durch eine klare räumliche
Trennung, aber auch auf andere Art und
Weise. Hierbei werde weder auf die
Anforderungen an die äußere Gestaltung
einer Widerrufsbelehrung noch auf die
Anforderungen, die im Heilmittelwerbe-
recht oder Arzneimittelrecht an „deutlich
abgesetzte und abgegrenzte Angaben”
gestellt werden, abgestellt. Entscheidend sei
nach Auffassung des BGH vielmehr das
gesetzgeberische Ziel. Nach dem Willen des
Gesetzgebers sei eine räumliche Trennung
zwischen Vergütungsvereinbarung und
sonstigen Abreden bezweckt, die dem
Schutz des rechtssuchenden Auftraggebers
dienen solle. Der Mandant müsse bei einem
einfachen Blick auf die Gesamtheit der im
Vertrag getroffenen Vereinbarung unschwer
erkennen können, dass sie eine Abrede
enthalte, die dem Rechtsanwalt einen
Vergütungsanspruch auf vertraglicher
Grundlage verschafft, der möglicherweise
von den gesetzlichen Vergütungen abweicht.
Hierbei genüge es nicht, dass ein Paragraph
die bloße Überschrift „Vergütung“ trägt,
wenn er sich in seiner Gestaltung in keiner
Weise von den übrigen Regelungen
unterscheidet oder abhebt. 

Beratung teurer
als Führung eines
Geschäfts?
In einer Verkehrsunfallsache – der Sach-

schaden belief sich auf etwa € 2.000,00 bis 
€ 3.000,00 – ließ sich der Mandant von
einem Anwalt insbesondere zu der Frage
beraten, ob ein Anscheinsbeweis entkräftet
werden könne. 

Es fanden hierzu zwei Gespräche mit dem
Rechtsanwalt statt. Außerdem hat der
Rechtsanwalt Informationen beim Haft-
pflichtversicherer des Mandanten einge-
holt. Hierfür rechnete der Rechtsanwalt
eine Beratungsgebühr von € 190,00 nach 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 RVG sowie 
Post-Entgeltpauschale und Umsatzsteuer
ab. Die Versicherung des Mandanten hatte
eine Kostenübernahme zugesagt, sah im

vorliegenden Fall aber nur eine Gebühr von
0,65 als berechtigt an, weshalb es zu einer
Freistellungsklage des Mandanten gegen-
über seiner Versicherung vor dem
Amtsgericht Siegburg kam.

•

Das Amtsgericht Siegburg sah die Klage als
begründet und die Honorarforderung des
Rechtsanwaltes als berechtigt an. Da hier
nicht die vom Gesetzgeber für eine
Beratungsleistung vorgesehene Gebührenver-
einbarung geschlossen wurde, habe der
Rechtsanwalt nach billigem Ermessen eine
angemessene Vergütung unter Berück-
sichtigung der §§ 315, 316 BGB festlegen
können. Dies habe der Rechtsanwalt
ermessensfehlerfrei getan. Der geltend
gemachte Zeitaufwand von mindestens
einer Stunde sei angemessen, die rechtliche
Bearbeitung als nicht besonders einfach
anzusehen gewesen. Nach Auffassung des
Gerichts müsse eine Beratung nicht
zwingend günstiger sein, als die Führung
eines Geschäfts, da es sich gerade nicht um
ein Weniger handele. Auch gebe es keine
Regelung, wonach nur eine 0,65-Gebühr
abgerechnet werden dürfe.

•

Bemerkenswert an der im Ergebnis
richtigen Entscheidung ist auch, dass das
Amtsgericht Siegburg in seiner
Entscheidungsbegründung offensichtlich
von einer falschen "Höchstgebühr"
ausgeht. Denn nach Auffassung des
Gerichts lasse allein die Tatsache der
Abrechnung einer Höchstgebühr von 
€ 190,00 nicht den Rückschluss zu, dass ein
Ermessen nicht ausgeübt wurde.
Offensichtlich bezieht sich das Amtsgericht
hier auf die Regelung des § 34 Abs. 1 Satz 3
letzter Halbsatz RVG, wonach die Gebühr
für ein erstes Beratungsgespräch gegenüber
einem Verbraucher höchstens € 190,00
beträgt. Diese Regelung ist vorliegend aber
nicht anwendbar, da eine Erstberatung
zweifellos nicht (mehr) vorgelegen haben
dürfte. Mit diesem Einwand hätte sich das
Gericht also nicht auseinanderzusetzen
brauchen. 
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Hamburger
Bewerbertag Recht

Am

22. Juni 2016 

findet im chinesischen Teehaus,
Feldbrunnenstraße 67, 20148 Hamburg der
"Hamburger Bewerbertag Recht" statt. Es
handelt sich um ein vom Hamburgischen
Anwaltverein ausgerichtetes Forum, auf
dem sich einerseits Kanzleien und
Unternehmen und andererseits Bewerber
sowohl lose informieren als auch in längere
Gespräche vertiefen können.

Wir wissen vom HAV aus der Vorbereitung,
dass auf Anbieterseite mit großer Beteiligung
zu rechnen ist, da alle Standplätze
ausgebucht sind.

Wer sich also als junger Rechtsanwalt oder
junge Rechtsanwältin auf Stellensuche
befindet, mag bitte den Termin
wahrnehmen. Eine Pressemitteilung des
Hamburgischen Anwaltvereins finden Sie,
wenn Sie dem Kurzlink www.rak-
hamburg.de/2016-021 folgen. 

Die Rosenburg -
Folgerungen für
das Ethos der
Juristen
Am

29. Juni 2016

ab 17:30 Uhr im Audimax der Bucerius Law
School findet im Rahmen des dortigen
Studium gernerale eine hochinteressante
Veranstaltung statt:

"Die Rosenburg-Folgerungen für das Ethos
der Juristen".
Im Januar 2012 hat das Bundesministerium
der Justiz eine unabhängige wissen-
schaftliche Kommission mit der Aufar-
beitung der NS-Vergangenheit des
Ministeriums beauftragt.

Das Podium ist prominent besetzt:
Teilnehmer/-innen sind Frau Friedrichsen
(Berichterstatterin des Spiegels), Frau Prof.
Dr. König (Richterin am Bundesverfassungs-
gericht), Herr Prof. Dr. Safferling
(Kommissionsmitglied), Herr Prof. Dr.
Schlink (Prof. an der Humboldt-Universität
zu Berlin) und der ehemalige Hamburger
Bürgermeister Dr. Klaus von Dohnanyi.
Es ist eine Anmeldung erforderlich. Hierfür
und für weitere Informationen folgen Sie
bitte dem Kurzlink www.rak-
hamburg.de/2016-022.

Richterkabarett
Das Richterkabarett der Gesellschaft zur

Förderung des kabarettistischen
Gedankenguts in der Neuen Richter-
vereinigung n.e.V. zeigt Ihnen am

1. und 2. Juni 2016
um 20:00 Uhr

im Saal des Kulturhauses 73, Schulterblatt
73, 20357 Hamburg

“Auf der nach unten offenen
Richterskala”. 

Acht Richterinnen und Richter aus allen
Teilen Deutschlands haben ihren
Arbeitsalltag zu einem Kabarettprogramm
verarbeitet, frei nach dem Motto:

“Manche Probleme in Justiz und
Gesellschaft sind nur noch
kabarettistisch zu bewältigen!” 

Was sie singen und sagen wollen, schreiben
und verantworten sie seit 2003 selbst,
unterstützt von dem Theaterregisseur
Janoch Roloff/Köln.

Das Programm ist nicht nur für Juristen
gedacht. Die tiefen Einblicke in die “Welt
der Justiz” machen diese auch für
Nichtjuristen etwas verständlicher.
Übrigens: Lachen ist erlaubt!

Kartenvorverkauf/-reservierung unter 
040-428437280 oder

andrea.lucas@neuerichter.de



N E U E
K A M M E R R E P O R T  •  S E I T E  1 4 •  A U S G A B E  3 / 1 6

Nadia Altenburg
Kim Annbritt Anders
Dr. Jan-Eike Andresen
Dr. Juliane Arnhold
Nils Christian Arp
Annika Baasch
Li Alena Backstein
Mario Bammann, LL.M.
Marika Bartelt
Björn Bättjer
Irina Behrmann
Dr. Caroline Beige
Ilknur Birgül
Daniel Bischof
Luise Annemarie Bochmann, LL.B.
Carola Boeckmann
Annegret Boeddecker, LL.M.
Mike Bogensee, LL.M.
Florian Bongard, LL.M.
Benjamin Bremert
Isla Brose, LL.M.
Bjarne Brummund
Elisabeth Burczyk
Sebastian Burow
Dieter Büte
Clarius.Legal
Rechtsanwaltsgesellschaft
Frédéric Crasemann
Sophie Czychelski
Dr. Morten Dibbert
Pamela Domröse, Dipl.-Jur
Dr. Christine Elmers, LL.M.
Markus Erceg
Sarah Eschen
Mehdi Farahbakhsh
Dipl.-Jur. Nasim Farbin, LL.B.
Dr. Sabrina Fasholz, LL.M.
Sebastian Fedder
Andrea Ferrati
Eva Fischbach
Felix Fischer, MBA
Oliver Tobias Fischer
Malin Folger
Elisabeth Förster
René Franke
Christian Frenz
Susann Gdawitz, LL.M.
Elisa Gelleschun
Inga George
Ralf Gerking
Marcella Maria Geske, B.A.
Matthias Hans Ginkel
Julian Grabbe
Dr. Olaf Graf
Annika Groffmann
Dipl.jur.bac.jur. Stefanie
Grünewald
Fabian Benedikt Haase
Julia Hader
Ronja Hecker

Laura Heuser
Clemens Richard Heyer
Alexander Horn
Joseph Hübner
Felix Hudy
Moritz Julian Hundhausen
Daniel-Sebastian Jännert
Laura Janßen
Quandao Kaewnang
Sebastian Kamm
Stephan Kappes
Robert Kiefmann, LL.M.
Dominik Kirschner
Dr. Michael Kleiber
Christian Klügel
Anna König
Hellmut Königshaus
Dr. Alexander Kopf
Henrike Korn
Anja Kristina Korth
Vanja Alexander Kovacev
Dr. Judith Krämer, LL.M.
Kim Kretschel, Dipl.-Jur.
Gesa Krohn
Caner Kurt
Tobias Kusch
Stefan Lamp-Greve
Dr. Marcus Peter Lerch, LL.B.
Christoph Ley
André Lohde
Eva-Maria Lohse, LL.M.
Julian Jacob Löptien
Maria Maier-Seel
Thomas Mann
Ulf Marr
Dr. Kai Mediger
Jan Philipp Meyer
Carlo Meyer-Miethke
Dipl.-Jur. Jan Peter Michelson
Alexandra Martha Nautsch, LL.B.
Dr. Arne Neubauer
Katharina Noll, LL.M. (Melbourne)
Alexander Noß, LL.B.
Jesko Onken
Adam Parmenter
Sebastian Pawelec
Christina Petersen, LL.M.
Eva Pette-Barnowski
Johann S. Politis
Jan-Philipp Praß
René Prasse
Seyed Ashkan Rahmani
Kerstin Rapp
Katharina Reher
Daria Reitenbach, Dipl.-Jur.
Ina Remmert
Raphael Rendón
Catharina Richter
Sabine Richter
Thomas Richter, LL.M. (Boston)

Dr. Ute Richter
Friederike Rickers
Rieckhoff Rechtsanwaltsgesellschaft
UG (haftungsbeschränkt)
Christin Riediger, Dipl.-Jur
Jan-Harald Riemer
Dr. N. von Rimon, LL.M. (San
Franci)
Laura Rodiek
Dr. Jan-Christoph Rudowicz
Farina Rütters
Shermineh Salehi
Patric Sariaslani
Rebekka Schensny
Marius Christopher Scherb
Armin Scheugenpflug
Maître en droit Sabine Schirm,
LL.M.
Laura Schlegel
H. Schlüter
Elke Susanne Schmitz
Benedikt Schoppe
Dr. Hubertus Schröder
Johannes Schulz
Benjamin Thomas Schulze-Alex
Heiko Schürmann
Markus Seegy
Jakob Seifert
Fabian Siegler, LL.M.
Stefan Sievers
Dr. Alexander Simokat
Tanja Soetebeer
Gotthard Steinmann
Milena-Kristin Strathmann
Dr. Jan Felix Sturm
Arne Thiermann
Meike Tilsner
Markus Tischler
Katharina von Trzebiatowski, LL.M.
Marko Uhl
Johann Ulferts
Stephanie Untiedt
Johanna Vogt
Dr. Rebecca Volkmer
Dr. Benjamin Wagner, LL.M.
Carolin Corina Wagner, LL.B.
Dr. Fabian Walla
Marco Weibrecht
Ariane Weintz-Jürgens
Maria Weiss
Michael Welzel
Carl Werner
Sandra Werner
Dr. Anja Wiedemann
Sabine Wienand
Holger Wildemann, LL.M.
Annette Witkowski
Peter Wolfslast
Dr. Benjamin Reiner Hugo Wölm
Christian Rudolf Wuthenow
Maha Zelzili

Neue Mitglieder
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Markus Adamaszek

Dr. Markus Wilhelm
Althoff

Stefanie Annen

Dr. Werner Appel

Norwin Baczako

Barber Odenbach
Rechtsanwaltsgesell-
schaft mbH

Ulrike Bauer

Ulrike Behre

Hans-Joachim von
Berenberg-Consbruch

Dr. Marc Biebelheimer

Dipl.-Finanzwirtin Merle
Blohm

Danielle Börger-Ahlburg

Christian Braune

Alexandra Breuer, LL.M.

Anna-Isabel von Brevern

Sascha Brodowski

Dr. Michael Brück, LL.M.
(Dallas)

Dr. Felix Buchholz

Dr. Olaf Büchler †

Gisela R. Budeit

Mareeke Buttjer

Dr. Johannes Cziupka

Meike Dannenberg

Parastu Dehghani

Dr. Stefan Dittmer

Jöran Dittrich, LL.M.

Anne Domke

Eberhard von Drebber

Dr. Lena Dührsen

Nina Catrin Ellerbrock

Gerhart Ende

Christine Engel

Hans-Jürgen Ermisch

Gottfried Espig †

Christina Eufinger

Ellen Fehr

Carl August Fett

Ulrich Fichtel

Tobias Findt

Dr. Christina Fischer

Cornelius Fischer

Carolin Gäthke

Frank Giesler

Annette Gohla

Erik Göretzlehner, LL.B.

Hartmut Götze

Janni Grabbe

Alexander Graeser,
LL.M.(Wellington)

Katja Hahn
Jens Harting

Michael Hauschildt-
Rogat

Stephanie Hausherr

David Heimburger

Dr. Jonas Hennig, MM

Andreas Hesse

Hannfried Höfler

Hofmann International
Rechtsanwälte
Steuerberater

Dr. Berend Holst

Kirsten Hönig

Dr. Leonhard Hübner,
Mag.Jur.

Harro Huckfeldt

Michael Huth

Ingo Jacobs

Christian Janzen

Christian Kassmann

Thomas Krajewski

Julia F. Krasser

Silke Kreßin LL.M.

Dr. Ferenc Krohn

Meinulf Krön

Oliver Kruft

Karl-Manfred Kühn

Carolin Kusche

Florian Lenser

Karen Leppien

Ulf Lixfeld

Matthias Lübbert

Magnus Mackenroth

Ute Mährlein

Hans-Jörg Mai

Claudius Matthies

Marie May

Vera Meißner

Dr. Christian Melischek

Jürgen Meyer

Lars Meyer, LL.M.
(Denver)

Helmut Meyer-Peters †

Kristin Miller

Max Müller

Dr. Alexander Nefzger

Dr. Ulrich Niere

Sylke van Offern

Jantje Ohlroggen

Joshua Pang

Wulf Berend Petersson

Dr. Adam Polkowski

Roswitha Rabe-Mumme

Christina Luise Rachner

Henning Raddatz

Christina Rahe

Dr. Philipp Reeb

Leander Rothemann

Nicole Saylors

Laura Schaper

Sophie Elisabeth Scheidt

Margret Schencking

Anna Caroline
Schimpeler 

Theodor Schmitz

Dr. Stephan Schneider

Hinnerk Schöttler

Dietrich-Eckhardt
Schrank

Julia Alexandra Schütte

Nikola Schwadtke

Dr. Oliver von
Schweinitz

Prof. Dr. Bernhard
Servatius

Antje Söder

Dr. Thomas Starosta

Atalanta Milena Steffen

Dr. Verena Steigert

Jan Steingräber, M.A.

Lea Judith Stern

Niclot von Stralendorff

Dr. Knut Suhr

Mareike Svensson

Christian Thieme

Dr. Reiner Thietz-Bartram
†

Karin Thomas

Jan-Christian Thum

TPW Rechtsanwalts-
gesellschaft mbH

Katharina von
Trzebiatowski, LL.M.

Stephanie Verbeet

Dr. Lena Vitols

Dr. Burkhard Vogeler

Dr. Rebecca Volkmer

Guido Vorwald, LL.M.
(Stellenbosch)

Nicolaus-A. Weil von der
Ahe

Dr. Dipl.-BW Markus
Weingarth

Dr. Dr. Hans Joachim
Widmann †

Holger Wildemann,
LL.M.

Hans-Ulrich Wilhelmi †

Dr. Dieter Wolfram, M.A.

Matthias Wrana

Christoph Zeyen

Dr. Holger Ziehm

Birgitt Zimmermann

Arbeitsrecht

Tobias Burgmann, Karsten Ehrlich, 

Thorsten Goldboom, Franziska Jourdan-Tietke,

Michael Köster, Dr. Wiebke Mattern, Mathias

Robert Mayer, Thomas Uebach, 

Dr. Burcu Zimmerling, Jan Zülch

Bank- und Kapitalmarkt

Johannes Meyer, Carsten Hendrik Vollnberg

Bau- und Architektenrecht

Stefanie Freimuth, Florian Herbst,

Dominique Riechmann

Erbrecht

Ralph Butenberg, Johannes Wuppermann

Familienrecht

Bettina Bachinger, Anne-Katrin Bücking

Gewerblicher Rechtsschutz

Dr. Andreas Kiontke, Wi.Jur.

Handels- und Gesellschaftsrecht

Isabel Auf der Horst, Elaine Helal 

Dr. Philipp Kork, Dr. Jan-Philipp Meier

Insolvenzrecht

Eckart Duscha

Internationales Wirtschaftsrecht

Prof. Dr. Eckart Brödermann, LL.M., Prof. Dr. Heiko

Höfler, Dr. Philine Peschke, Dr. Claas Thöle

Medizinrecht 

Kirsten Arnecke, LL.M., Kai Höppner

Taisija Taksijan

Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Jörg Bohnet, LL.M., Dr. Falk von Rechenberg, 

Jürgen W. Schmidt

Steuerrecht

Iring Christopeit, LL.M., Sascha Fehsenfeld, LL.M.

Henry Köthe

Strafrecht

Caroline Maurer

Vergaberecht

Dr. Thomas Hildebrandt, Prof. Dr. Heiko Höfler,

Dr. Martin Schellenberg

Verkehrsrecht

Silke Köhler, Soner Sarimehmetoglu

Versicherungsrecht

Tim Günther

Ausgeschiedene Mitglieder Neue Fachanwälte

ZAHL DER MITGLIEDER 
STAND 30. 04. 2016:

Rechtsanwälte 10.195
Rechtsbeistände 29
Ausländische Anwälte 26
Europäische Anwälte 40
Anwalts-GmbH/AG 51
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Hanseatische Rechtsanwaltskammer
NAME AUFGABENGEBIET DURCHWAHL ERREICHBAR

Frau Eggert Sachbearbeitung 35 74 41-28 Mo bis Do 
Mitglieder A 9–16 Uhr
Fachanwaltschaften: Fr 9–13 Uhr
Arbeitsrecht, Medizinrecht, Handels- und Gesellschaftsrecht, Vergaberecht

eggert@rak-hamburg.de

Frau K. Mendl Fachanwaltschaften: 35 74 41-12 Mo bis Do 
alle weiteren Fachanwaltschaften 9–14 Uhr

k.mendl@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau Lassen Sachbearbeitung 35 74 41-20 Mo bis Do 
Mitglieder B, C, U, V, X, Y, Z, Unerlaubte Rechtsberatung 9–16 Uhr

lassen@rak-hamburg.de Fr 9–13 Uhr

Frau Stephan Sachbearbeitung 35 74 41-48 Mo bis Do
Syndikusrechtsanwälte, Gebührengutachten, Gebührenberatung 9–16 Uhr

stephan@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau Klein Sachbearbeitung Mitglieder F, G 35 74 41-18 Di bis Do

klein@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau Tarasiuk Sachbearbeitung 35 74 41-26 Di bis Do
Mitglieder H, L 9-16 Uhr

tarasiuk@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau von Ghyczy Sachbearbeitung 35 74 41-17 Mo bis Fr
Mitglieder E, I bis K, Elektronische Signaturkarte, Juristenausbildung 9-13 Uhr

vonghyczy@rak-hamburg.de

Frau Jokić Sachbearbeitung 35 74 41-21 Mo bis Di
Mitglieder M 9-16 Uhr

jokic@rak-hamburg.de Do 9-15 Uhr

Frau Horn Sachbearbeitung 35 74 41-19 Mo bis Do
Mitglieder N bis Q, S, St, Ausbildungsabteilung A bis K 9-16 Uhr

horn@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau Navaei Sachbearbeitung 35 74 41-24 Mo bis Do
Mitglieder R, T, Ausbildungsabteilung L bis Z 9-16 Uhr

navaei@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau Barth Sachbearbeitung 35 74 41-30 Mo bis Do
Mitglieder Sch 9-16 Uhr

barth@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau Weinheimer Sachbearbeitung 35 74 41-42 Di bis Do
Mitglieder D, W 9-14 Uhr

weinheimer@rak-hamburg.de

Frau Petersen Sachbearbeitung 35 74 41-49 Mo bis Do
Syndikusanwälte 9-16 Uhr

petersen@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau S. Mendl Büroleitung 35 74 41-15 Mo bis Do 
Fortbildung Rechtsfachwirt/in, Begabtenförderung 9-16 Uhr

s.mendel@rak-hamburg.de Fr 9-13 Uhr

Frau Fischer Buchhaltung (Kammerbeitrag) 35 74 41-22 Mo bis Fr

fischer@rak-hamburg.de 9–13 Uhr

Frau Kuhlmann Buchhaltung 35 74 41-16 Mo bis Do

kuhlmann@rak-hamburg.de 8-13 Uhr

RAin Dr. Kenter Mitgliederberatung A, B, U, Kanzleiabwicklungen A bis K  35 74 41-23 Mo bis Do
Geschäftsführerin Unerlaubte Rechtsberatung 10-14 Uhr

kenter@rak-hamburg.de

RAin Kracht Mitgliederberatung E-J, Ti-Ty, W 35 74 41-29 Mo bis Fr
stellv. Geschäftsführerin Kanzleiabwicklungen L bis Z 9-17 Uhr

kracht@rak-hamburg.de

RAin Grundmann-Beyrich Mitgliederberatung C, K-N,Q, Ta-Th 35 74 41-27 Mo bis Fr 
Geschäftsführerin Ausbildung, Juristenausbildung 9-17 Uhr 

grundmann@rak-hamburg.de

RA Dr. Hoes Mitgliederberatung P, R, S, V 35 74 41-25 Mo bis Fr
Geschäftsführer Datenschutz, Gebührenberatung, Fachanwaltschaften L-Z 9-17 Uhr

hoes@rak-hamburg.de

RA Dr. Löwe, LL.M. Mitgliederberatung D, O, X, Y, Z, Fachanwaltschaften A-K 35 74 41-13 Mo bis Fr
Geschäftsführer Internationale Anwälte 9-17 Uhr

loewe@rak-hamburg.de

RA Scharmer  35 74 41-14 Mo bis Fr
Geschäftsführer (bis 30.06.2016) 9-17 Uhr

scharmer@rak-hamburg.de

RAin Wallner Syndikusrechtsanwälte A - K 35 74 41-38 Mo bis Do 
wissenschaftliche 9-17 Uhr 
Mitarbeiterin Fr 9-15 Uhr

wallner@rak-hamburg.de

RAin Werner Syndikusrechtsanwälte L - Z 35 74 41-39 Mo bis Do
wissenschaftliche 9-17 Uhr 
Mitarbeiterin Fr 9-15 Uhr

werner@rak-hamburg.de


